
 

Verordnung über das Anbringen von Anschlägen  

und die Darstellung durch Bildwerfer in der Öffentlichkeit 

(Plakatierungsverordnung) 

 

vom 15. März 2022 

 

Der Markt Mühlhausen erlässt aufgrund von Art. 28 des Gesetzes über das Landesstrafrecht 

und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

(Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung 

(BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 2 des Gesetzes 

vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) geändert worden ist, folgende Verordnung: 

 

§ 1 Beschränkung von Anschlägen und Darstellungen durch Bildwerfer 

 

(1) 1Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes und zum Schutze von Natur-, Kunst- 

und Kulturdenkmälern dürfen in der Öffentlichkeit Anschläge, insbesondere Plakate, Zettel, 

Schriften und Tafeln nur an den vom Markt Mühlhausen bestimmten Anschlagsflächen 

(Reklame- und Plakattafeln, Plakatsäulen und -ständer sowie Schaukästen) angebracht 

werden. 2Näheres regelt die Benutzungssatzung für Anschlagtafeln. 3§ 2 bleibt unberührt. 

(2) Darstellungen durch Bildwerfer dürfen in der Öffentlichkeit nur nach vorheriger 

Genehmigung durch den Markt Mühlhausen vorgeführt werden. 

(3) Öffentlich sind insbesondere Anschläge, die im öffentlichen Verkehrsraum angebracht 

sind oder die vom öffentlichen Verkehrsraum aus wahrgenommen werden können. 

(4). Abs. 1 findet keine Anwendung auf ortsfeste Anlagen der Wirtschaftswerbung (Wer-

beanlagen) im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Satz 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO). 

(5) Nachfolgende Anschläge fallen nicht unter die Verordnung: 

1. Anschläge öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften und anderer Ver-

einigungen, die als gemeinnützig anerkannte Zwecke im Sinne von § 52 Abgabe-

nordnung verfolgen, fallen nicht unter diese Verordnung, wenn sie an den hierfür 

bestimmten Anschlagtafeln an ihren eigenen Gebäuden und Grundstücken sowie 

ihrer sonstigen Versammlungsräume angebracht sind, 

2. Anschläge und Bekanntmachungen von Vereinen an den Vereinskästen bzw. 

Tafeln. 

 

§ 2 Wahlen, Abstimmungen und politische Veranstaltungen 

 

(1) Vor Wahlen, Volks- und Bürgerbegehren, Volks- und Bürgerentscheiden dürfen 

politische Parteien, Wählergruppen, Kandidatinnen und Kandidaten sowie Antragsteller von 

Volks- und Bürgerbegehren bis zu sechs Wochen vor der Wahl Plakatständer und Plakate 



 

auch außerhalb der in § 1 Abs. 1 dieser Verordnung genannten Stellen mit folgenden Maßga-

ben anbringen: 

 

1.  1Mit der Plakatierung darf frühestens um 6:00 Uhr des ersten Tages des zugelas-

senen Plakatierungszeitraumes nach Abs. 1 begonnen werden.  

2.  Es dürfen nur Plakate mit einer maximalen Größe von DIN A 1 verwendet werden.  

3.  1Beschädigte Plakatierungen sind umgehend einschließlich des Befestigungsma-

terials zu beseitigen. 2Nicht ordnungsgemäß befestigte Plakate oder Plakatträger 

sind umgehend nachzubessern. 

4.  Ragen Plakatträger seitlich in den Verkehrsraum hinein, müssen diese zur Frei-

haltung des Verkehrslichtraums mindestens 4,50 m über der Oberkante von 

Straßen sowie mindestens 2,50 m über der Oberkante von Geh- und Radwegen 

angebracht werden.  

5.  Jeder Aufstell- und Befestigungsort kann nur mit einem Plakatträger belegt 

werden. 

6.  Plakatständer sind so aufzustellen, dass durch sie die Sichtverhältnisse für 

Verkehrsteilnehmer nicht beeinträchtigt werden.  

7.  Verkehrszeichen und sonstige Verkehrseinrichtungen dürfen nicht beeinträchtigt 

oder verdeckt werden.  

8.  Öffnungen an Straßenbeleuchtungsmasten sowie an Lichtsignalanlagen müssen 

zugänglich bleiben.  

9.  Vor und hinter Kreuzungen ist ein Abstand von mindestens 10 m von den 

Schnittpunkten der Fahrbahnkanten einzuhalten. 

10.  Plakatständer müssen so angebracht sein, dass ihr Abstand vom Fahrbahnrand 

mindestens 50 cm beträgt. 

11.  Auf Geh- und Radwegen muss eine Restbreite von 1,50 m frei bleiben.  

12.  1An Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie Lichtsignalanlagen ist das Aufstel-

len sowie das Befestigen von Plakaten untersagt. 2Beziehen sich Verkehrszeichen 

auf den ruhenden Verkehr (z.B. Halt- und Parkverbotsbeschilderung) können Pla-

katständer um diese herumgruppiert oder an diese angelehnt werden.  

13.  1An Bäumen, die durch Baumpfähle verankert bzw. gesichert werden, ist das 

Aufstellen sowie das Befestigen von Plakaten untersagt. 2An allen sonstigen Bäu-

men sind nur stabile Dreieckständer zulässig, die so montiert sind, dass jegliche 

Berührung mit dem Baum unterbleibt. 3Das Anbringen von Befestigungsmaterial-

ien (Kabelbinder, Draht, Nägel, Schrauben, Schnüre, etc. am Baum ist untersagt. 

14.  Plakatständer können um Straßenbeleuchtungsmasten herumgruppiert oder an 

diese angelehnt werden.  

15.  1Werden öffentliche Verkehrsflächen für Plakatierungen genutzt, ist die für die An-

bringung verantwortliche Person während der Dauer der Nutzung für die Stand-

fläche verkehrssicherungspflichtig. 2Die Plakatständer sind stand- und 

verkehrssicher aufzustellen. Die genutzte Fläche darf nicht beschädigt werden. 

  



 

(2) 1Vor politischen Veranstaltungen dürfen politische Parteien, Wählergruppen und Ak-

tionsbündnisse, denen mindestens zwei Parteien angehören, bis zu sechs Wochen vor der 

Veranstaltung Plakatständer und Plakate auch außerhalb der in § 1 Abs. 1 dieser Verordnung 

genannten Stellen, jedoch nicht im Zeitraum nach Abs. 1 anbringen. 2Die Veranstaltungspla-

kate müssen deutliche Angaben zu Ort und Zeit der Veranstaltung enthalten; die Darstellung 

von Personen ist zulässig. 

(3) 1Wenn für politische Veranstaltungen nach § 2 Abs. 2 plakatiert wird und sich unmit-

telbar danach Plakatierungen für Wahlen, Volks- und Bürgerbegehren, Volks- und Bür-

gerentscheide nach § 2 Abs. 1 anschließen, müssen die Plakatstandorte gewechselt werden. 
2Es ist nicht gestattet, konkrete Örtlichkeiten mittels Veranstaltungsplakatierungen für Pla-

katierungen bei Wahlen, Volks- und Bürgerbegehren, Volks- und Bürgerentscheiden zu re-

servieren. 

(4) Nach dem Tag der Wahl oder Veranstaltung müssen die bis zum Tag der Wahl oder 

Veranstaltung aufgestellten Plakatständer und Plakate innerhalb von 14 Tagen abgebaut 

werden. 

(5) Soweit die Werbung mit Plakatständern unter Benutzung von Straßenbestandteilen 

eine Sondernutzung im Sinn des Straßenrechts darstellt, ist eine Sondernutzungserlaubnis 

erforderlich. 

 

§ 3 Ausnahmen 

 

(1) Der Markt Mühlhausen kann anlässlich besonderer Ereignisse im Einzelfall auf Antrag 

Ausnahmen von den Vorschriften des § 1 Abs. 1 Satz 1 dieser Verordnung gestatten, wenn 

dadurch das Orts- und Landschaftsbild oder ein Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmal nicht oder 

nur unwesentlich beeinträchtigt wird und Gewähr besteht, dass die Anschläge innerhalb einer 

festgesetzten Frist beseitigt werden. 

(2) Anschläge von Zirkussen und Kleintheatern für ihre Aufführungen im Gemeindegebiet 

dürfen an privaten Einfriedungen, Geländern oder Mauern frühestens 2 Wochen vor der 

Veranstaltung genehmigungsfrei angebracht werden. 

 

§ 4 Ordnungswidrigkeiten 

 

Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 ohne eine Ausnahmegenehmigung nach § 3 öffen-

tlich Anschläge anbringt, 

2. entgegen § 1 Abs. 2 ohne Genehmigung öffentliche Bilddarstellungen vorführt, 

4. entgegen den Maßgaben in § 2 Abs. 1 Plakate anbringt, 

3. entgegen 2 Abs. 4 die Plakate nicht fristgerecht abbaut, 

6. entgegen der Vorschrift des § 3 Abs. 2 Anschläge anbringt. 

 



 

§ 6 Inkrafttreten 

 

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 2Sie gilt 20 Jahre. 
3Gleichzeitig tritt die Plakatierungsverordnung vom 2. Januar 2013 außer Kraft. 

 

Mühlhausen, den 15. März 2022 

Markt Mühlhausen 

gez. 

Faatz 

Erster Bürgermeister 

 

 

Bekanntmachungsvermerke: 
 
Bekanntmachung im Amtsblatt der VG Höchstadt Nr. 1138 vom 22.04.2022 


